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LIEBE IST . . .

Wir präsentieren Schlagerbarde Oliver Haidt mit seinem größten Fan:

Was Lisa einmal werden will? Vielleicht Schlagersängerin, eine

Voraussetzung dafür hat sie schon: das strahlende Lächeln
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REAKTIONEN

Nicht mehr jüdisch
„Schon immer islamisch“, 18. 9.

Herr Sotill stellt es so dar, als
wäre der Tempelplatz immer
schon jüdisch gewesen. Tatsache
ist, dass Jerusalem 1000 Jahre vor
der Eroberung durch König Da-
vid eine kanaanäische Stadt war
und seit der Zerstörung des Tem-
pels um 70 n. Chr., also seit fast
2000 Jahren, ist der Tempelplatz
auch nicht mehr jüdisch.

Mag. Karl Feldner, Graz

Wichtiger Einblick

Ein Dankeschön für den Bericht
bzw. Kommentar von Herrn
Wolfgang Sotill in der Sonntags-
ausgabe. Solche Berichte aus
dem Heiligen Land sind für unser
Verständnis in Europa glaube ich
sehr wichtig. Bitte weiter so!

Hans Werner Pfaffenberger, Graz

Unsinnige Hilfspakete
Leitartikel: „Vertagen und Versagen bei
der Euro-Rettung“, 17. 9.

Bei sämtlichen Diskussionen
über das Für und Wider der „Ret-
tung“ Griechenlands fällt Folgen-
des auf: Sämtliche Befürworter
und Untergangspropheten, die
davor warnen, das kommende
und alle weiteren Hilfspakete
nicht zu beschließen, kommen
aus dem Bankenbereich.

Alle unabhängigen Experten
sind für einen Austritt der Grie-
chen aus der Eurozone. Aus Pro-
test gegen diese unsinnigen
Hilfspakete hat sogar der Chef-
volkswirt der EZB seinen Job hin-
geschmissen, genauso wie der
designierte Chef der EZB (Axel
Weber).

Alle Politiker folgen in bewuss-
ter Verletzung sämtlicher EU-
Verträge den Argumenten der
Banken. Geschieht dies freiwillig,
aus Unkenntnis, aus Zwang, aus
Eigennutz? Es ist jedenfalls von
den Banken Lobbying auf höchs-
tem Niveau. Franz Egger, Graz

Eine Religion des Gehorsams
„Kardinal: ,Will ein Schisma vermeiden‘“,
18. 9.

Jesus war ungehorsam gegenüber
seinen Eltern, gegenüber den jü-
dischen Glaubensautoritäten, ge-
genüber den römischen Macht-
habern. Im Vergleich zu den Atta-
cken Jesu auf die Mächtigen
nimmt sich der „Aufruf zum Un-
gehorsam“ von Pfarrer Helmut
Schüller, Pater Udo Fischer und
ihren Mitstreitern harmlos aus.
Ohne den rabiaten Ungehorsam
des „Wunderrabbi“ Jesus gäbe es
kein Christentum! Dass diese
einst jüdische Glaubensrichtung
zu einer Religion des absoluten
Gehorsams gegenüber irdischen
Instanzen (Kirchenhierarchie,
politische Machthaber) wurde,
ist eine Ironie der (Religions)Ge-
schichte – und eine Tragödie.

Prof. Ernst Smole,

Wien/Mürzzuschlag

Bürger mundtot machen
„Wirtschaft intern“, 17. 9.

Es wurde berichtet, dass die
„Steirische Wirtschaft“ die allge-
mein geschätzte Umweltanwäl-
tin Mag. Ute Pöllinger ihres Am-
tes entheben wolle, da ihre Tätig-
keit für den Umweltschutz die
Wirtschaft schädigen würde. Der
gehegte Wunsch zeigt auf, dass
eine starke Lobby gegen ein Amt
ist, das ein wesentliches demo-
kratisches Instrument darstellt.
Man will damit Bürger zum
Schweigen bringen, die sich ge-
gen Projekte wehren, die für den
Lebensraum von Mensch und
Natur unzumutbar sind.

Bürger und ihre Initiativen ha-
ben in Frau Mag. Ute Pöllinger
eine kompetente, mutige und un-
parteiische Anwältin kennenge-
lernt. Ihre standhafte Haltung,
die ihr schwieriges Amt aus-
zeichnet, muss bedankt und ge-
ehrt werden, anstatt abgeschafft!

Arch. Dipl.-Ing. Wolfgang

Kampfhammer, Graz

Foul vom Schiri
„Bei uns ist der Wurm drin“, 19. 7.

Das Spiel Rapid Wien – Kap-
fenberg brachte es wieder ein-
mal zutage: Das Hanappi-Sta-
dion ist für Gastmannschaften
eine uneinnehmbare Festung!
Aber nicht weil Rapid so tol-
len Fußball bietet, sondern,
weil dort die meisten Referees
vor Ehrfurcht erstarren. Was
sich da am Samstag abspielte,
ist nicht zu glauben, Schieds-
richter Krassnitzer hätte sich
eine mehrwöchige „Nach-
denkpause“ verdient!

Ferdinand Hofer, Rottenmann

EU soll AKW verbieten
„Tschechien plant neue AKW“, 16. 9.

Es ist unglaublich, selbst nach
den schwerwiegenden Folgen
vorangegangener Atomkata-
strophen denkt man in Tsche-
chien daran, weitere 10 bis 15
Atomkraftwerke zu bauen. Ge-
fahren für die Umwelt und
Ängste der Menschen werden
ignoriert. Wir sind alle aufge-
rufen, Widerstand zu leisten.
Die EU soll endlich reagieren
und solche Vorhaben ihrer
Mitgliedstaaten verbieten.

Dipl.-Päd Edith Kozina,

Nestelbach bei Graz

Die Herrschaft
der Freunderln

verheerend, weil unser Steuer-
geld veruntreut wird, sondern
auch wegen des negativen Ein-
flusses auf die allgemeinen Wert-
haltungen. Nur eine radikale Auf-
klärung ohne jede Rücksicht auf
wen auch immer und die ange-
messen rasche gerichtliche Auf-
arbeitung könnte den Schaden
noch begrenzen. Heinz Uray, Graz

Mutige unterstützen

Ich finde die Analyse unserer Ge-
sellschaft von Manfred Prisching
ausgezeichnet. Das Problem ist
jedoch immer, dass es beste Ana-
lysen gibt, aber mutige Leute mit
Charakter (womit ich nicht blau-
orange Populisten meine) nicht
die notwendige Unterstützung
bekommen, um es nach oben zu
schaffen, wo mit Freunderlwirt-
schaft alles kontrolliert wird.

So wurde z. B. bei der Betriebs-
ratswahl in unserem Betrieb ein
bestens etablierter „Kollege“
wiedergewählt, der vier Jahre
lang buchstäblich nichts gemacht
hat. Ein junger Kollege, der sich
engagieren wollte, blieb mit sei-
ner Liste in der Minderheit und
muss jetzt Nachteile befürchten.
So wird in unserer Gesellschaft
durch die weitverbreitete Menta-
lität, es sich nicht mit den Mäch-
tigen verscherzen zu wollen,
schon auf unterster Ebene ver-
hindert, dass notwendige Verän-
derungen in die Wege geleitet
werden.

An die Kleine Zeitung ein Dank
für die kritischen, aufweckenden
Kommentare und Analysen (wie
etwa von Neuner oder Prisching)
und die Bitte, mutige Menschen
in unserer Gesellschaft immer
wieder durch entsprechende Be-
richterstattung zu unterstützen!

Mag. Wilfrid Janas, Graz

Thema Anstand: „Nimm, wenn du
kannst!“

D
as Titelthema „Vom Verlust
des Anstands“ trifft den Na-
gel auf den Kopf und Man-

fred Prisching legt in seinem Bei-
trag den Finger treffend auf die
offene Wunde, die immer mehr
Bürger wütend macht. Mit dem
Aufbrechen der aktuellen Kor-
ruptionsskandale und der Ver-
wicklung von ehemaligen oder
vielleicht auch noch aktiven Spit-
zenpolitikern scheint eine breite
Schmerzgrenze überschritten
worden zu sein und man reagiert
durch Wahlenthaltung, schreit
laut protestierend auf oder wen-
det sich mit Grausen ab.

Die guten alten Grundsätze
moralischen Handelns, wie sie
auch in unserem Elternhaus ge-
lehrt wurden, wie: „Alles kann
man nicht haben, man nimmt
nicht, was einem nicht gehört,
dies oder jenes gehört sich ein-
fach nicht und tut man nicht“,
scheinen weithin vergessen wor-
den zu sein. Die Wirkung dieser
Vorgänge ist nicht nur deshalb so

Moralische Grundsätze sind aus der Mode
gekommen, meinen Leser.
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Volksbefragung als letzter Ausweg?

Gäbe es an heimischen Schulen ein Fach Politische Bil-
dung, würde in einer der ersten Stunden wohl die Frage

behandelt werden, was mit dem Artikel 1 der Bundesverfas-
sung „Österreich ist eine demokratische Republik. Ihr Recht
geht vom Volk aus“ gemeint sei. Dabei käme dann wohl die
seit einiger Zeit grassierende Neigung von Politikern zur
Sprache, nach dem Volk zu schielen und dessen Befragung
vorzuschlagen.

Dieser Tage garnierte Wissenschaftsminister Karlheinz
Töchterle seinen Wunsch nach Einführung von Studienge-
bühren mit der Androhung, als „letzten Ausweg“ an eine
Volksbefragung zu denken. Zum Glück für ihn und die
anderen Politiker gibt es das Fach Politische Bildung (immer

noch) nicht und so bleibt die Blamage
erspart, als jemand dazustehen, der die
Spielregeln der Politik nicht kennt.

Die österreichische Verfassung kennt
drei direktdemokratische Instrumente:
Volksbegehren, Volksabstimmung und
Volksbefragung. Nur die Volksabstim-
mung hat bindenden Charakter,
weswegen sie ja auch dort gemieden
wurde, wo sie angebracht gewesen wäre:
Der Vertrag von Lissabon, der 2009 die
„europäische Verfassung“ reformierte,
stellte nach Meinung vieler Experten
eine weitreichende Änderung der öster-
reichischen Verfassung dar und hätte

daher eine Volksabstimmung erfordert.
Die beiden anderen direktdemokratischen Instrumente

sind realpolitisch nicht mehr als Meinungsbekundungen
und entheben das Parlament nicht seiner Aufgabe; sie sind
also gerade keine „letzten Auswege“. Eine Volksbefragung
ist für eine „Angelegenheit von grundsätzlicher und gesamt-
österreichischer Bedeutung“ vorgesehen und man wird
kaum argumentieren können, dass das Anliegen Töchterles
dieser Bedingung genügen kann.

In einer repräsentativen Demokratie sind Volksvertreter
aufgerufen, politische Entscheidungen zu treffen, und in
einem System des Verhältniswahlrechts bedeutet das, dass
man Kompromisse finden muss. Warum wollen immer öfter
heimische Politiker diese zugegeben mühsame Arbeit nicht
erledigen?

Instrumente direkter Demokratie wie Volksbefragungen
müssen bei den Wählern in doppelter Weise auf Zustim-
mung stoßen: in welchen Fällen sie benutzt werden und
welche Folgen sie nach sich ziehen. Nur wenn die Wähler
davon überzeugt sind, dass die Angelegenheit für sie von
Bedeutung ist und das Ergebnis einer Befragung respektiert
wird, werden sie gewillt sein, sich zu beteiligen.

Politiker, die immer dann, wenn sie nicht weiter wissen,
das Volk zu Hilfe rufen wollen, erweisen der Sache der

direkten Demokratie keinen guten Dienst, sondern fördern
die Politikverdrossenheit.
Christian Fleck ist Soziologe an der Universität Graz

DEBATTE

Christian Fleck

über das Mittel der Volksbefra-
gung zu Studiengebühren.

„Politiker, die
nur dann, wenn
sie nicht weiter
wissen, das Volk
zu Hilfe rufen, er-
weisen der direk-
ten Demokratie
keinen guten
Dienst.

“


